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schleunigungsprinzip entspricht, wenn auf die Stellung kon­
kreter Anträge hingewirkt wird.

Bei der Festlegung von Teilbeträgen oder Zahlungsfristen 
zur Erfüllung der Wiedergutmachungspflicht stellen wir 
strenge Anforderungen an den Verurteilten. Sie müssen dem 
Zweck dieser obligatorischen Maßnahmen der strafrechtlichen 
Verantwortlichkeit entsprechen und realisierbar sein.

Es entspricht unseren Erfahrungen, daß eine erzieherische 
Wirksamkeit der Verpflichtung vor allem dann gewährleistet 
ist, wenn das Gericht die konsequente Kontrolle und Einfluß­
nahme auf den Verurteilten auch nach der Hauptverhandlung 
sichert. Wir nutzen dafür die Möglichkeit, daß die Verurteil­
ten bei ihrer Berichterstattung über die Erfüllung der Bewäh­
rungspflichten auch über die Realisierung von Schaden^rsatz- 
forderungen berichten (§ 33 Abs. 4 Ziff. 7 StGB).

Soweit die Berichtspflicht gegenüber dem Gericht festge­
legt wird, bewährt es sich, Schöffen des Kreisgerichts die Ent­
gegennahme des Berichts und die Kontrolle zu übertragen. 
Sehr gute Erfahrungen haben wir dabei mit dem Schöffenkol­
lektiv des VEB Braunkohlenwerk „Erich Weinert“ in Deuben 
gemacht. Die Schöffen in den jeweiligen Betriebsteilen kön­
nen mit geringem Aufwand und wirksam die Erfüllung der 
Bewährungspflichten einschließlich der Pflicht zur Schadens­
wiedergutmachung des in ihrem Bereich tätigen Verurteilten 
kontrollieren und sich darüber berichten lassen. Der Leiter 
des Schöffenkollektivs informiert dann insgesamt das Kreis­
gericht. Damit erfahren wir nicht nur von Pflichtverletzungen, 
sondern auch von den Bemühungen der Verurteilten, ihre Be­
währungspflichten ernst zu nehmen.

Diese guten Erfahrungen wollen wir verallgemeinern. Des­
halb schaffen wir mit unseren Partnerorganen gegenwärtig in 
einem Betriebsteil des Braunkohlenwefks einen Konsulta­
tionsstützpunkt zur Weiterführung der Initiativen der Werk­
tätigen zur Gewährleistung von Gesetzlichkeit, Ordnung, Dis­
ziplin und Sicherheit, wo auch die guten Erfahrungen unserer 
Schöffen im Rahmen der Bewährungskontrolle popularisiert 
werden.

In einem anderen Verfahren übernahm der in der Haupt- 
verhandlüng mitwirkende Kollektivvertreter die Kontrolle 
der Schadenswiedergutmachung. Er bemühte sich mit Erfolg 
auch im Wohnbereich des Verurteilten um die Erfüllung der 
Bewährungspflichten.

Der Einsatz solcher gesellschaftlicher Kräfte setzt aber 
immer eine enge Verbindung zum Gericht voraus, insbeson­
dere muß das Gericht wirksam die Bemühungen der gesell­
schaftlichen Kräfte unterstützen und fördern.

Die Ausgestaltung der Bewährungsverurteilung ist nach 
alledem nur dann sinnvoll, wenn eine ständige Kontrolle 
sichert, daß über die Hauptverhandlung hinaus die Entwick­
lung des Verurteilten beeinflußt wird. Besonders in der Ein­
beziehung gesellschaftlicher Kräfte in diese Aufgabe sehen wir 
noch Reserven, deren Nützung in jedem konkreten Verfahren 
geprüft und verwirklicht werden muß.

Werden in Verfahren wegen vorsätzlicher Körperverlet­
zung auch erhebliche Disziplinverletzungen der Täter an ihrer 
Arbeitsstelle festgestellt, wird eine Verpflichtung zur Bewäh­
rung am Arbeitsplatz gemäß §§ 33 Abs. 4 Ziff. 1, 34 StGB aus­
gesprochen. Damit soll neben der erzieherischen Einwirkung 
des Kollektivs auf eine verantwortungsbewußte Einstellung 
des Verurteilten zur sozialistischen Arbeit zugleich erreicht 
werden, daß dieser durch ein stabiles Einkommen den ver­
ursachten Schaden fristgemäß wiedergutmachen kann.

Auf diese Weise wurde in einem Verfahren erreicht, daß 
der Schadenersatzanspruch in einer relativ kurzen Zeit erfüllt 
wurde, was bei der bisherigen schlechten Erfüllung der Ar­
beitspflichten durch den Verurteilten nicht möglich gewesen 
wäre. Voraussetzung war, daß bereits im Eröffnungsverfahren 
Kontakt zum Arbeitskollektiv des Täters aufgenommen 
wurde, um festzustellen, welchen Verdienst der Angeklagte 
bei disziplinierter Arbeit erreichen und w i e das Kollektiv 
Einfluß auf sein Verhalten nehmen kann.

Nach unseren Erfahrungen ist es nur selten notwendig, bei 
Bewährungsverurteilungen wegen vorsätzlicher Körperver­
letzungen den Widerruf der Bewährungszeit anzuordnen. Bei 
Pflichtverletzungen werden vom Gericht kurzfristig erziehe­
rische Aussprachen mit dem Verurteilten durchgeführt, an

denen regelmäßig Vertreter oder die Leiter der Arbeitskollek­
tive des Verurteilten mitwirken. Mit dem Ausspruch von Ver­
warnungen nach § 35 Abs. 5 StGB wird diesen .Aussprachen 
auch der notwendige Nachdruck verliehen.
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Konsequente Durchsetzung 
von Schadenersatzansprüchen
Das Oberste Gericht hat wiederholt — so insbesondere auch in 
Ziff. 2.3. seiner Richtlinie zur Rechtsprechung bei der Durch­
setzung von Schadenersatzansprüchen vom 14. September 1978 
(GBl. I Nr. 34 S. 365) — auf die Notwendigkeit hingewiesen, 
auch in Strafverfahren, in denen es um die Wiedergutmachung 
von Schäden geht, es beim Schadenersatzausspruch möglichst 
nicht bei Entscheidungen dem Grunde nach bewenden zu 
lassen.

In diesem Zusammenhang sollten die Gerichte stärker die 
Möglichkeit nutzen, bereits im Strafverfahren teilweise fest­
stehende Schadensbeträge in Form einer Teilentscheidung 
auszusprechen. Das gilt auch für Ansprüche auf Ausgleichszah­
lungen nach § 338 Abs. 3 ZGB, wo bei erheblichen Gesund­
heitsschäden das ganze Ausmaß der Ausgleichsberechtigung 
z. Z. der Hauptverhandlung noch nicht immer voll abzusehen 
ist. Eine bisweilen hoch anzutreffende Zurückhaltung bei der 
Festsetzung von Teilbeträgen kann im Einzelfall dazu führen, 
daß noch lange Zeit nach der Gesundheitsschädigung keine 
Zahlungen geleistet worden sind.

Eine erhebliche Verzögerung bei der Realisierung von Er­
satzansprüchen kann auch dann entstehen, wenn die Entschei­
dung über den Schadenersatzanspruch nicht, wie es notwen­
dig ist, nach §184 Abs. 3 StPO i. V. m. §§38 ff. ZPO im Straf­
verfahren dem Geschädigten unverzüglich zugestellt wird 
(vgl. Ziff. 2.7. der o. g. Richtlinie des Obersten Gerichts). Da­
durch werden die Rechtsmittelfrist und die Rechtskraft die­
ses Teils des Urteils u. U. lange Zeit hinausgeschoben.

Es ist darauf zu achten, daß bis zur gerichtlichen Haupt­
verhandlung geleistete und dem Gericht angezeigte Schaden­
ersatzzahlungen bei der Festsetzung der Höhe des Schadens 
angerechnet werden, denn nach § 133 ZPO können Einwen­
dungen nur dann berücksichtigt werden, wenn die Gründe 
dafür n a c h  der abschließenden Stellungnahme der Prozeß­
parteien eingetreten sind und iiicht mehr durch ein Rechts­
mittel hätten geltend gemacht werden können.

Soweit die Staatliche Versicherung geleistet hat, wäre zu 
beachten, daß die Ansprüche auf sie übergegangen sind.

Bei einem Freispruch des Angeklagten ist der Schaden­
ersatzantrag als unzulässig abzuweisen. Dem Geschädigten 
bleibt es in solchen Fällen jedoch gemäß § 244 Abs. 2 StPO 
unbenommen, seinen Anspruch aus anderen rechtlichen Ge­
sichtspunkten als dem des Schadenersatzes wegen der der An­
klage zugrunde liegenden Straftat gerichtlich zu verfolgen.

Das trifft gleichermaßen für Anträge anspruchsberechtigter 
Hinterbliebener zu. Dafür folgendes Beispiel: In einem vom
2. Zivilsenat des Obersten Gerichts verhandelten Verfahren 
lag wegen Zurechnungsunfähigkeit des Angeklagten keine 
strafrechtliche Verantwortlichkeit für eine mit einem fest­
stehenden Messer vorgenommene Verletzung vor, die zum 
Tode des Geschädigten führte. Damit entfällt im allgemeinen 
auch gemäß § 349 Abs. 1 ZGB eine zivilrechtliche Ersatzpflicht. 
In seiner Entscheidung vom 14. Juni 1983 — 2 OZK 20/83 — 
(veröffentlicht ln diesem Heft) hat der Senat in diesem Zusam­
menhang dazu Stellung genommen, unter welchen Voraus­
setzungen ein Bürger dennoch ganz oder teilweise zum Ersatz 
des Schadens nach § 350 ZGB verpflichtet werden kann. Be­
zogen auf den konkreten Fall wurden die tragischen Folgen 
und die nicht unerheblichen materiellen Auswirkungen der 
Tat als solche Umstände i. S. des § 350 ZGB gewertet, die bei 
entsprechender wirtschaftlicher Lage der Beteiligten die Be­
zahlung des Schadens (ggf. in Teilbeträgen) rechtfertigen.

Es entspricht sowohl dem materiellen als auch dem pro­
zessualen Recht, wenn die Gerichte weder im Straf- noch im


